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Ausschuss für Gesundheit, Schule, Recht und Soziales 

24. Sitzung am 04. Juli 2006 in Magdeburg, Geschäftsstelle

TOP 8
Überörtliche Sozialhilfe 

a) Zusammenarbeit zwischen der Sozialagentur Sachsen-Anhalt 
und den Landkreisen 

b) Weitere Entwicklungen 
Beschluss:
1. Der Ausschuss weist die Regressforderungen der Sozialagentur gegenüber den Landkreisen wegen der Nichtgeltendmachung von Unterhaltsansprüchen zurück, da allenfalls ein fahrlässiges Verhalten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der betroffenen Landkreise und kreisfreien Städte zu dem Schaden geführt hat und ein Organisationsmangel der Landkreise nicht erkennbar ist. Die organisatorischen Veränderung beim überörtlichen Träger der Sozialhilfe haben im maßgeblichen Zeitraum des letzten Quartals 2004 und im ersten Halbjahr 2005 zu einer erheblichen personellen und materiellen Inanspruchnahme der herangezogenen Gebietskörperschaften geführt, die im Vorhinein nicht erkennbar war. Die zentral vom Land zur Verfügung gestellte Software „LÄMMkom“ wies zudem zahlreiche Fehler auf und läuft bis heute nicht vollständig problemlos. 

2. Nach den bisherigen Erfahrungen ist davon auszugehen, dass die Sozialagentur die erhobenen Forderungen auch gerichtlich geltend machen wird. Die betroffenen Landkreise sollten deshalb die tatsächliche Situation im Schaden verursachenden Zeitraum detailliert darstellen und auf dieser Grundlage in den anstehenden Gerichtsverfahren erwidern. Die Durchführung eines Musterverfahrens erscheint nicht zielführend, weil die Haftung der Landkreise hier nicht von der Klärung einer abstrakten Rechtsfrage abhängig ist, sondern vom Nachweis eines konkreten, grob fahrlässigen Fehlverhaltens oder Organisationsverschuldens. 

3. Unabhängig von den anhängigen Regressverfahren wird den Landkreisen geraten, sich der personellen Ausstattung im Bereich der überörtlichen Sozialhilfe gesteigert zu widmen. 

4. Eine quotale Beteiligung der Landkreise an den Kosten der überörtlichen Sozialhilfe wird abgelehnt, weil die Landkreise als herangezogene kommunale Gebietskörperschaften keine Möglichkeit haben, diese Kosten zu beeinflussen. 
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